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Strafprozessuale Zwangsmaßnahmen und sonstige Grundrechtseingriffe 

Strafprozessuale Zwangsmaßnahmen können folgende Funktionen haben (vgl. Schroeder/Verrel, Strafprozessrecht, Rn. 106): 

· Ermittlung

· Beweissicherung 

· Sicherung der Durchführbarkeit des Verfahrens

· Sicherung der Vollstreckbarkeit des Urteils

· Verhütung von Straftaten

Die jeweilige Funktion einer Zwangsmaßnahme begrenzt deren Anwendungsbereich. Im Vorverfahren dienen Zwangsmaßnahmen nur der Ermittlung und Beweissicherung sowie der Sicherung der Durchführbarkeit des anschließenden Strafprozesses; die Sicherung der Vollstreckbarkeit setzt ein rechtskräftiges Strafurteil voraus und steht damit am Ende eines Strafverfahrens, während die Verhütung zukünftiger Straftaten keine repressive Maßnahme zur Bekämpfung einer begangenen Straftat, sondern eine polizeilich-präventive Maßnahme zur Verhinderung weiterer Kriminalität ist (u. U. verbunden mit der Aufklärung bereits begangener Straftaten, die mit dem laufenden Ermittlungsverfahren nichts zu tun haben; z. B. DNA-Analyse führt zur Aufklärung anderer unaufgeklärter Straftaten).

I. Zwangsmaßnahmen und sonstige Grundrechtseingriffe zur Ermittlung
1. Klassische Ermittlungsmaßnahmen

· Maßnahmen zur Identitätsfeststellung einer Person

· Maßnahmen zur Identifizierung als Täter 

· Vorführung vor Richter oder Staatsanwalt

· Durchsuchung von Person, Sache und Wohnung (§ 102)

· Postbeschlagnahme (§ 99)

· Errichtung von Kontrollstellen (sog. Razzien, § 111)

2. Verdeckte Ermittlungsmaßnahmen

· Überwachung der Telekommunikation

· Einsatz technischer Observierungsmittel

· Einsatz Verdeckter Ermittler (VE; §§ 110a ff.)

· Einsatz sog. V-Leute (V-Männer; vgl. §§ 161, 163)

· Polizeiliche Beobachtung (§ 163e I 2)

· Längerfristige Observation (§ 163f)

3. Medizinische Ermittlungsmaßnahmen

· Körperliche Untersuchung (§§ 81a, 81c, 81d)

· DNA-Analyse (§§ 81e, 81f)

· Einweisung in ein psychiatrisches Krankenhaus (§ 81)

4. Computergestützte Ermittlungsmaßnahmen

· Rasterfahndung (§§ 98a, 98b)

· Datenabgleich (§ 98c)

· Schleppnetzfahndung (§ 163d) 

II. Zwangsmaßnahmen zur Sicherung der Beweise

1. Beschlagnahme (§§ 94 ff.)

2. Verhaftung wegen Verdunkelungsgefahr (§ 112 II Nr. 3)

III. Zwangsmaßnahmen zur Sicherung der Durchführbarkeit des Verfahrens
1. Verhaftung wegen Flucht oder Fluchtgefahr (§ 112 II Nr. 1 und 2)

2. Ausschreibung zur Festnahme (§ 131)

3. Vorläufige Festnahme (§ 127 II) 

Untersuchungshaft

Untersuchungshaft ist der schwerste und irreversible Eingriff in die Grundrechte eines Beschuldigten vor rechtskräftiger Feststellung seiner Schuld. Da bis dahin die Unschuldsvermutung des Art. 6 II EMRK gilt, handelt es sich trotz der Anrechnung auf ein später verhängte Strafe (§ 51 I StGB) nicht um eine vorweggenommene Bestrafung; unzulässig ist auch eine Ausgestaltung als „Beugehaft“ zur Erzwingung eines Geständnisses etc., weil der Beschuldigte nicht zur Mitwirkung an Ermittlungsmaßnahmen gegen sich selbst verpflichtet sein darf.

1. Voraussetzungen (vgl. Volk/Engländer, Grundkurs StPO, § 10 Rn. 6 ff.) 

a) Dringender Tatverdacht

b) Haftgrund

· Flucht bzw. Fluchtgefahr (§ 112 II Nr. 1 und 2)

· Verdunkelungsgefahr (§ 112 II N. 3)

· Vorliegen eines Kapitalverbrechens (§ 112 III – von BVerfGE 19, 342 verfassungskonform reduziert auf Fälle, in denen wenigstens eine entfernte Flucht- oder Verdunkelungsgefahr besteht)

· Wiederholungsgefahr (§ 112a)

· Sicherung des beschleunigten Verfahrens (§ 127b)

c) Verhältnismäßigkeit (§§ 112 I 2, 113, 116, 127a)

2. Verfahren

Zuständig für den Erlass eines Haftbefehls ist stets nur der Richter (Art. 104 II 1 GG, § 114 I StPO), der aber im Ermittlungsverfahren grundsätzlich nur auf Antrag der StA als „Herrin dieses Verfahrens“ tätig werden kann. Wird der Beschuldigte aufgrund des Haftbefehls verhaftet, ist ihm der Haftbefehl auszuhändigen (§ 114a) und er ist schriftlich über seine Rechte zu belehren (§ 114b), sodann unverzüglich dem Richter vorzuführen, der den Haftbefehl erlassen hat (§ 115 I). Der Haftrichter muss spätestens am nächsten Tag (Art. 104 II GG; § 115 II) dem Beschuldigten den Haftbefehl eröffnen, ihn belehren (bei erster richterlicher Vernehmung auch gem. § 136) und vernehmen (§ 115 II, III) und danach entscheiden, ob der Haftbefehl 
· aufrechterhalten bleibt, 
· außer Vollzug gesetzt oder 
· aufgehoben wird.

Der Vollzug der U- Haft richtet sich nach § 119. Als Ausfluss der Verhältnismäßigkeit der U-Haft ist der Haftbefehl außer Vollzug zu setzen, wenn der dadurch gesicherte Zweck auch durch weniger einschneidende Maßnahmen als die Inhaftierung des Beschuldigten gesichert werden kann (§ 116) wie z. B.:

· Meldepflicht

· Aufenthaltsbeschränkungen und Hausarrest 

· Sicherheitsleistung. 

Rechtsbehelfe sind die Haftprüfung (§ 117) durch das Ausgangsgericht, die auf eine Aufhebung oder Außervollzugsetzung des Haftbefehls zielt, sowie die Haftbeschwerde (§ 304) gegen die richterliche Entscheidung über den Haftbefehl selbst oder in der Haftprüfung; hilft das Amtsgericht nicht ab, entscheidet das LG (danach ist eine weitere Beschwerde zum OLG/KG möglich, § 311 I Nr. 1).

3. Aufhebung des Haftbefehls

Der Haftbefehl wird aufgehoben, wenn der Haftrichter nach Vernehmung des Beschuldigten die Voraussetzungen der U-Haft nicht für gegeben hält (§ 120 I 1 Alt. 1) sowie später, wenn:

· der Richter die Voraussetzungen für inzwischen entfallen oder die Aufrechterhaltung der U-Haft nunmehr für unverhältnismäßig hält (§ 120 I 1)

· ein Freispruch ergeht (§ 120 II), die Eröffnung des Hauptverfahrens abgelehnt (§ 204) oder das Verfahren wegen eines endgültigen Verfahrenshindernisses eingestellt wird (§ 120 I 2)

· die U-Haft länger als 6 Monate andauert (§ 121 I) und das OLG/KG nicht ausnahmsweise wegen besonders schwieriger oder umfangreicher Ermittlungen eine Fortdauer anordnet (§ 121 II). 

Fälle zur U-Haft:

(1) BVerfGE 19, 342 (dazu Beulke, Strafprozessrecht, Rn. 231): K, heute 90 Jahre alt und ohne Kontakte ins Ausland, gerät in dringenden Tatverdacht, 1944 an der Ermordung von Kriegsgefangenen teilgenommen zu haben. Die StA beantragt gestützt auf § 112 III Haftbefehl. Wird diesen der Amtsrichter erlassen?

(2) Bei der Frankfurter Buchmesse 1969 stellt ein DDR-Verlag ein Buch aus, in dem Verunglimpfungen über den damaligen Bundespräsidenten enthalten sind; in Kenntnis dieses Umstandes äußert sich der Bundespräsident nicht. Mangels Ermächtigung (§ 90 IV StGB) verzichtet daher die StA auf Zwangsmaßnahmen gegen den Verantwortlichen des DDR-Verlags V, zugleich Verfasser des inkriminierten Werkes. Am Tag vor dessen Abreise erlässt ein Amtsrichter gestützt auf § 125 I a. E. eigenständig Haftbefehl, nachdem auf seine Aufforderung hin die StA weiterhin untätig geblieben ist. Zu recht?

Überwachung der Telekommunikation (TÜ)
Voraussetzungen

· Aufgrund bestimmter Tatsachen Verdacht einer Katalogtat (§ 100a I Nr. 1 i. V. m. II Nr. 1 – 11; darf nicht unter Berufung auf § 34 StGB erweitert werden, aber ggf. „Umweg“ über §§ 129, 261 StGB, doch hat BGH NStZ 2003, 499 im Anwendungsbereich von § 261 IX 2 StGB eine TÜ wegen einer Nichtkatalogtat als Vortat der Geldwäsche abgelehnt), die auch im konkreten Einzelfall besonders schwer wiegen muss (§ 100a I Nr. 2). – Zufallsfunde dürfen nur zur Verfolgung anderer Katalogtaten verwendet werden (§ 477 II 2). 
· Subsidiaritätsklausel, § 100a I Nr. 3: Erforschung des Sachverhalts oder Ermittlung des Aufenthaltsortes muss auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert sein (v. a. zeitlich verzögert); bei konkurrierenden Subsidiaritätsklauseln (z. B. §§ 100c, 110a) hat der Anordnende die Wahl.

· Anordnung darf sich nur gegen bestimmte Personen richten (§ 100a III), doch ist auch der Inhalt von Gesprächen anderer Personen über die abgehörten Anschlüsse verwertbar. 
Sicherstellung und Beschlagnahme, §§ 94 ff., 111b ff.

1. Sicherstellung von Beweismitteln, §§ 94 ff.

· Befindet sich ein Gegenstand im Gewahrsam einer Person, die ihn nicht freiwillig herausgibt, bedarf es der förmlichen Beschlagnahme (§ 94 II), die durch den Richter, bei Gefahr im Verzug auch durch StA und Ermittlungspersonen (§ 98 I 1) angeordnet wird und zu einer Sicherstellung des Beweismittels führt.

· Beschlagnahmeverbote

(1) Behördliche Sperrerklärung (§ 96)

(2) Schriftliche Mitteilungen etc. im Gewahrsam von Zeugnisverweigerungsberechtigten (bei Verteidigerpost wegen Vorrang des § 148 gegenüber § 97 II 1 auch bei Gewahrsam des Beschuldigten; umstr. ist, ob § 97 II 3 bei Beteiligungsverdacht des Verteidigers eine Beschlagnahme gestattet [so hM] oder § 148 I auch insofern als abschließende Regelung gilt, so dass Einschränkungen des Verkehrs des Beschuldigten mit seinem Verteidiger nur gem. § 148 II möglich sind [Beulke, Rn. 271]).    

2. Postbeschlagnahme gem. § 99, wegen Art. 10 GG nur durch Richter oder bei Gefahr im Verzug StA, nicht durch deren Ermittlungspersonen (§ 100) 

3. Sicherstellung von Verfalls- und Einziehungsgegenständen, §§ 111b ff., um Rechtsfolgen der §§ 73 ff. StGB zu sichern 

4. Sicherstellung (deutscher) Führerscheine, § 94 III trotz der Funktion einer Gewährleistung der Einziehung gem. § 69 III 2 StGB; die Fahrerlaubnis als behördliche Berechtigung kann vorläufig nur durch den Richter entzogen werden (§ 111a)  

Durchsuchung, §§ 102 ff.
1. Ziel: Suche nach Personen, Beweismitteln sowie Gegenständen, die als Einziehungs- oder Verfallsobjekte (vgl. §§ 73 ff. StGB) in Betracht kommen

2. Objekt: Wohnungen und andere Räumlichkeiten, bewegliche Sachen sowie Personen 
3. Durchsuchung beim Verdächtigen, § 102 (muss noch nicht der Beschuldigte sein): Möglich ist Durchsuchung zur Ergreifung des Beschuldigten und zur Ermittlung (Auffinden von Beweisen etc.), nicht aber zur bloßen Ausforschung. Es genügt (Mit-) Gewahrsam des Verdächtigen etwa an der Wohnung seiner Eltern.
4. Durchsuchung bei anderen Personen, § 103 (einer Straftat unverdächtige oder jur. Personen wie z. B. Banken): Erforderlich ist nicht nur eine bloße Vermutung des Auffindens des Beschuldigten bzw. der Beweismittel, sondern es müssen konkrete Tatsachen für diese Annahme vorliegen (§ 103 I 1); Personendurchsuchung ist in § 103 nicht genannt, doch folgt deren Zulässigkeit aus einem erst-recht-Schluss aus § 81c. Diensträume von Behörden dürfen nur zur Ergreifung des Beschuldigten oder zur Auffindung nicht behördlich verwahrter Beweismittel durchsucht werden; bei behördlich verwahrten Akten würde anderenfalls § 96 umgangen. – Der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz erfordert i. d. R., dass der Betroffene zunächst zur freiwilligen Herausgabe des Beweisgegenstandes aufgefordert wird. 
5. Durchführung der Durchsuchung

· Richtervorbehalt, bei Gefahr im Verzug auch StA und (nur ggü Beschuldigtem) Ermittlungspersonen (§ 105 I; dazu relativ streng BVerfGE 103, 142); Durchsuchungsanordnung muss hinreichend bestimmt und darf nicht zu alt sein.

· Verwertungsverbot bei Verletzung von § 105 ist umstr.; Rspr. und hM hält bis zur Grenze der Willkür gefundene Beweismittel für verwertbar, während Stimmen in der Lit. sowie auch in der Rspr. bereits bei offensichtlicher Umgehung des Richtervorbehalts ein Beweisverwertungsverbot annehmen.

· Durchsuchungsverbote gibt es grundsätzlich nicht, doch ist Durchsuchung nach erkennbar beschlagnahmefreien Gegenständen unzulässig.

6. Zufallsfunde, § 108 können einstweilen in Beschlag genommen werden, wenn nicht ein Beschlagnahmeverbot gem. § 97 besteht oder wenn gezielt nach solchen Funden gesucht wurde (dann keine „Zufallsfunde“). – Ausnahmen in Abs. 2 und 3. 
Körperliche Untersuchung, DNA-Analyse, §§ 81a ff.
1. Untersuchung des Beschuldigten, § 81a, zur Feststellung von Tatsachen, die für das Verfahren von Bedeutung sind (z. B. Blutprobe); Anordnung grds. durch Richter (§ 81a II), Vornahme durch Arzt (§ 81a I). Die Untersuchung ist ggf. abzugrenzen von einer Durchsuchung gem. § 102 von natürlich zugänglichen Körperhöhlen (Mund, Scheide, After). – Aufgrund des nemo-tenetur-Grundsatzes muss der Beschuldigte die Untersuchung (z. B. Blutentnahme) zwar dulden, nicht aber aktiv daran mitwirken (z. B. ins Alkoholröhren pusten). 

2. Untersuchung anderer Personen, § 81c: Diese müssen als Zeugen in Betracht kommen (Zeugengrundsatz, gilt aber auch z. B. für Säugling); aus dem Zeugnisverweigerungsrecht folgt ein Untersuchungsverweigerungsrecht (§ 81c III). Die Untersuchung darf allein auf das Finden von Spuren oder Folgen einer Straftat gerichtet sein (Spurengrundsatz). Ausnahme vom Zeugen- und Spurengrundsatz: § 81c II (insbes. für Blutentnahme).  

3. DNA-Analyse, § 81e, an nach §§ 81a, 81c gewonnenem (Abs. 1) sowie aufgefundenen, sichergestelltem oder beschlagnahmtem (Abs. 2) Material im laufenden Strafverfahren aufgrund richterlicher Anordnung (§ 81f); zu freiwilligen Reihenuntersuchungen (§ 81h – diese gesetzliche Regelung dürfte erzwungenen Massengentests entgegenstehen).

4. DNA-Identitätsfeststellung, § 81g, für zukünftige Strafverfahren.
